
Eurobus hält weiter gratis

Eurobus profitiert an der Lager-
hausstrasse, zwischen den Arch-
höfen und dem Salzhaus, von
einer Gratishaltestelle. Das Bus-
unternehmen bietet seit dem
Sommer für sehr günstige Preise
Fahrten beispielsweise nach Genf
und St. Gallen an. Für den Halt in
Winterthur verrechnet die Stadt
keinerlei Gebühren, während an-
dere Orte wie Zürich teils fünf-
stellige Jahresgebühren ein-
treiben (Ausgabe vom 19. Juni).

Der Stadtrat will Eurobus auch
weiterhin keine Rechnung schi-
cken. Er könne es nicht, hält er in
einem Dokument zuhanden des
städtischen Parlaments fest. Es
geht um rechtliche Erwägungen:
Kurzes Anhalten an einer Strasse
darf nach Ansicht der städtischen
Juristen nicht tarifiert werden,
weil es zum sogenannten Ge-
meingebrauch einer Strasse ge-
hört. Nur wenn jemand den öf-
fentlichen Grund viel stärker be-
ansprucht als die meisten ande-
ren, kann ihm dafür Rechnung
gestellt werden. Als sogenannt
gesteigerter Gemeingebrauch
gelte nur das Parkieren, nicht das
kurze Anhalten, ab 30 Minuten
an zentralen Lagen. «Gemäss Be-
obachtungen der Stadtpolizei»,

so schreibt der Stadtrat, «wird die
erlaubte Aufenthaltsdauer von
30 Minuten in der überwiegen-
den Mehrheit der Fälle eingehal-
ten oder sogar deutlich unter-
schritten.» Würde man fest-
stellen, dass dort auch parkiert
wird oder andere Probleme vor-
liegen, würden die zuständigen
Abteilungen weitere Massnah-
men prüfen, so heisst es.

Für das Halten bis 30 Minuten
könnte die Stadt grundsätzlich
immerhin eine geringe Kontroll-
gebühr erheben. Selbst dies sei
hier jedoch nicht möglich, weil
diese Gebühr «mit regelmäs-
sigem Kontrollaufwand gerecht-
fertigt werden müsste, was der-
zeit nicht der Fall ist».

Nicht nur Eurobus halte beim
Salzhaus, gibt die Regierung zu
bedenken, sondern auch andere
Carbetriebe, die in der Schweiz
oder ins Ausland fahren. Unter
anderem verkehren Ferien-,
Tagesausflugsbusse und der Ski-
Express ab der Haltestelle. Der
Stopp wird rege genutzt, wie sich
schliessen lässt; es ist von 50
Konzessionen für Fahrten mit
Halt in Winterthur die Rede.

Die Strasse ist rechtlich 
kein Carplatz
Doch warum kann Zürich viel
Geld verlangen und Winterthur
nicht? Es kommt darauf an, ob
wie in Winterthur nur ein ein-
facher Haltestreifen zum Ein-
und Aussteigenlassen angeboten
wird, der rechtlich als Strassen-
raum gilt, oder aber ein grösseres
Terminal zum Parkieren auf ent-
sprechendem Gelände, für dessen
Nutzung der Eigentümer Rech-
nung stellen darf. An der Lager-
hausstrasse ist auch keine beson-
dere Infrastruktur vorhanden.
Die vorliegenden Konzessionen

schreiben aber eine gewisse
Infrastruktur vor, wie Polizei-
sprecher Michael Wirz auf An-
frage ergänzt. Man kläre derzeit
ab, ob Anpassungen nötig seien;
falls ja, würde auch eine Kosten-
beteiligung der Carunternehmen
geprüft. Möglich wäre beispiels-
weise, dass man eine Haltestel-
lentafel montieren muss. Auch
ein Unterstand oder Anpassun-
gen an der Fahrspur sind denkbar.

Die Aussagen des Stadtrats
stammen aus der kürzlich publi-
zierten Antwort auf eine par-
lamentarische Anfrage von Felix
Steger (SP) und Reto Diener
(GP). Diese sind nicht zufrieden
mit dem Bescheid. Die Lage sei
«unbefriedigend», sagt Steger, of-
fenbar sei es jedoch schwierig, da-
ran etwas zu ändern. «Es ist und
bleibt ungerecht, dass kommer-
zielle Anbieter nichts bezahlen

müssen, während jemand, der an
der Marktgasse Kuchen für Afri-
ka verkauft, eine Standgebühr zu
entrichten hat.» Reto Diener fin-
det, es sei doch etwas anderes, ob
jemand nur sporadisch oder aber
regelmässig Leute ein- und aus-
steigen lasse: «Eurobus hat einen
Fahrplan. Zu der Zeit, zu der die
Busse dort jeden Tag anhalten, ist
die Haltestelle für andere un-
benutzbar.» Christian Gurtner

HEILIGBERG Anders als in der Stadt Zürich bezahlen private 
Carunternehmen in Winterthur nichts für das Ein- und 
Aussteigenlassen von Passagieren. Rechtlich gebe es keine 
Handhabe für eine Tarifierung, meint der Stadtrat – vorerst.

«Die erlaubte Aufenthaltsdauer wird eingehalten»:  Car von Eurobus an der Lagerhausstrasse. Foto: Nathalie Guinand

nen Franken in die Pensions-
kasse einschiessen, «weil die Ver-
antwortung für die laufenden
Renten und die ungenügende
Ausfinanzierung bei der Ver-
selbstständigung bei der Stadt
liegt». Ansonsten «müssen sich
die städtischen Angestellten auf
deutlich tiefere Renten einstel-
len und das, obwohl sie Monat für
Monat weniger in der Lohntüte
haben». Mit dem stadträtlichen
Antrag von 144 Millionen Fran-
ken würden nur die laufenden
Renten korrekt nachfinanziert,
ohne weitere Kompensationen.

Zudem fordern die Verbände
wie zuletzt in diesem Jahr eine
Lohnerhöhung für 2019 für die
Beamten, «zur teilweisen Kom-
pensation der steigenden Spar-
und Sanierungsbeiträge».  gu

Ab 15. Oktober wird der Schalter
wieder wie gewohnt offen sein.

Die Verkaufsstelle wird ge-
schlossen, um die Theke sowie
die Arbeitsplätze der Mitarbeiter
umzugestalten. Eine neue, etwas
niedrigere Verkaufstheke soll in
der Zukunft den Kontakt zwi-
schen den Kunden und den Ange-
stellten erleichtern. gu

jedoch war das grösste Bad, Gei-
selweid, bis letzte Woche ge-
öffnet. Von den noch verbuchten
Eintritten dürften nicht wenige
auf das Hallenbad entfallen; aus
technischen Gründen lässt sich
dies nicht auseinanderhalten. Im
noch geöffneten Freibad betrug
nach dem Kälteeinbruch die
Wassertemperatur trotz Behei-
zung zeitweise nur 20 Grad. gu

«Das ist und 
bleibt ungerecht.»

Felix Steger, SP-Gemeinderat

1000 Dättnauer fordern einen
besseren Velo-Anschluss an Töss

Mit einem Velocorso – wie sonst?
– brachten die Initianten der
Petition «Bau einer Veloroute
vom Dättnau nach Töss» gestern
die gesammelten Unterschrif-
tenbögen zum Superblock im
Stadtzentrum. Dort nahm Bau-
vorsteherin Christa Meier (SP)
sie im Namen des Stadtrats ent-
gegen. 1001 Personen haben laut
Quartiervereinspräsidentin Re-
nata Lang Tschudi unterzeich-
net. «Wir sind sehr erfreut», sagt
sie. «Eine so hohe Beteiligung
hatten wir nicht erwartet.»

Die Velokolonne nutzte für ih-
re Fahrt den Auenrainstutz, das
«Zickzackwegli», das die direk-
teste Verbindung vom Aussen-
quartier in die Stadt ist. Dabei
stiegen sie folgsam ab und scho-
ben ihre Velos. Auf dem steilen
Weg gilt nämlich aus Sicherheits-
gründen ein Fahrverbot. Doch
weil die legalen Alternativen teils
über einen Kilometer länger sind
oder viel befahrene Strassen
kreuzen, nehmen viele Dättnauer
Bussen in Kauf, insbesondere die
Sekschüler, die nach Töss ins
Rosenau-Schulhaus müssen.

Rechtzeitig in den Richtplan
Diese unbefriedigende Situa-
tion soll der Stadtrat anpacken,
finden die Initianten. Sie schla-
gen vor, die Wegführung des
Auenrainstutzes anzupassen,
sodass er weniger steil ist und
für Velofahrer freigegeben wer-
den kann. Der Bedarf sei da:
Heute wohnen rund 3500 Men-
schen im Dättnau – doppelt so
viele wie noch vor 25 Jahren.
Und in den Stosszeiten stockt
der motorisierte Verkehr arg.
«Wir möchten unser Anliegen

PETITION Das Dättnau ist mit
Velo nur über umständliche
und teils gefährliche Wege zu
erreichen. Mit einer Petition
fordert das Wachstumsquar-
tier jetzt eine legale Variante
des «Zickzackweglis».

rechtzeitig einbringen, damit es
in die nächste Richtplan-
änderung aufgenommen wird»,
sagt Quartiervereinspräsidentin
Tschudi. Ausserdem sei der be-
stehende Weg nicht im besten
Zustand. Bevor er saniert werde,

sollte die Möglichkeit einer neu-
en Wegführung geklärt werden.

Ob der Stadtrat für das Anlie-
gen der Dättnauer ein offenes
Ohr hat, wird sich weisen.
Tschudi ist optimistisch, auch
weil am vorletzten Wochenende

die Veloinitiative des Bundes
angenommen wurde. Christa
Meiers Amtsvorgänger, Josef
Lisibach (SVP), hatte dem Anlie-
gen der Dättnauer im Mai bereits
eine «mittlere bis hohe Dring-
lichkeit» attestiert.  mig

Hier muss man heute absteigen: Die Dättnauer würden am Auenrainstutz lieber fahren können. Foto: Madeleine Schoder

Gewerkschaften wollen
210 Millionen für Renten

Die drei Beamtenverbände
VPOD, Personalverband und
Polizeibeamtenverband wollen
mehr Geld für die städtischen
Angestellten. Dies schreiben sie
in einer aktuellen Mitteilung. Das
neue Vorsorgemodell 2020 sehe
einen massiven Leistungsabbau
für künftige Rentnerinnen und
Rentner vor: Leistungseinbussen
bis 13 Prozent, steigende Spar-
und anhaltende Sanierungs-
beiträge. Die Stadt soll deshalb
nach Ansicht der Verbände statt
144 Millionen sogar 210 Millio-

PENSIONSKASSE  Die
Beamtenverbände verlangen,
dass die Stadt zur Sanierung
der PK nicht «nur» 144,
sondern sogar 210 Millionen
Franken einschiesst.

ZVV-Schalter macht zu

BAHNHOFPLATZ   Die Ver-
kaufsstelle des Zürcher Verkehrs-
verbunds (ZVV) im Pilzdach am
Bushof ist nächste Woche, vom
8. bis 13. Oktober, geschlossen.
Zur Information Reisender wer-
den am Untertor von Montag bis
Samstag, 9 bis 18 Uhr, Stadtbus-
Mitarbeiter bereitstehen, teilen
die städtischen Busbetriebe mit.

400 000 im Schwümbi

FREIBÄDER Während der Som-
mersaison verzeichneten die
städtischen Freibäder in diesem
Jahr total 400 091 Eintritte. Das
ist mehr als in den letzten beiden
Jahren, jedoch weniger als im
Jahr 2015 (knapp 412 000 Ein-
tritte), wie eine Aufstellung des
städtischen Sportamts zeigt.

Die meisten Freibäder schlos-
sen bereits vor gut zwei Wochen,
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